
arl Erlinghagen S}
Bildungspolitik 1n der Krise

Nach den vorangegange cheh leidenschaftlichen bildungspolitischen Kämpfen SELZ.LE A S
e}  C Ende der sechzıger Jahre ıne ZEW1SSE Beruhigung e1n, die 1m Strukturplan des Bil-
dungsrats ihren Ausdruck fand S1e W ar 1ın erster Lıinıe bedingt durch den D5ieg der sıch
als pProgressiVv Interpretierenden und die Resignation der als konservatıv Geschmähten.
Al den etzten zählte 1n ersSter Linıe die katholische Kirche mi1t ihren kulturpolitisch
engagıerten Gruppen und Organiısationen. S1e insgesamt schienen den bildungspoliti-
schen Kampf auf der zanzen Lıinıe verloren haben

Der lange Marsch der sıch selbst als Ffortschrittlich verstehenden Kräfte hatte VO

Begınn des Jahrhunderts über die Zwischenkriegszeıt und die eıt nach dem
/7weıten Weltkrieg auf die kulturpolitische Plattform des Strukturplans geführt. Mıt
ihm WAar erreıicht, W d4s Jahre UVOoO kaum jemand gehofft oder befürchtet hatte. Insge-
Samıt zeıgt der Strukturplan jene Posıtionen auf, hınter die eın Kulturpolitiker nıcht
mehr zurückzugehen Wagt (3U%t eın halbes Jahrzehnt nach Erscheinen des Strukturplans
stellt sıch die Frage, ob die Wege, die die eutsche Bildungspolitik beschritten hatte,
nıcht oher Irrwege SECWESCH

Der bildungspolitische Konsens der beginnenden siebziger Jahre

Bıs dem Zeitpunkt, die Rezession die Illusion des zwangsläufigen wirtschaft-
liıchen Wachstums zerstoOrte, schien iın der vordergründigen Szenerıe kulturpolitischer
Aktıivıtiten eın gew1sser Konsens erreicht se1n. Er se1 ın den zentralen Punkten

festgehalten. Erreicht wurde 1im wesentlichen durch den Ausbau der Machtpositionen
bildungspolitisch eindeut1ig fixierter Gruppen und die Resignatıon der übrigen, die

durch iıne geschickte, massıve und beharrliche Propaganda 1n die Rolle der ew1g (zest-

rıgen und Fortschritthemmenden gedrängt worden Es entspräche der Wahrheıit

nıcht, wollte 9803  z behaupten, da{fß das öffentliche ewußtsein der bundesdeutschen (56=

sellschaft alleın durch propagandistische Tricks und Manipulatıonen 1n eine bestimmte

Rıchtung entwickelt worden ware; die stillschweigend Forderungen für Argumente
hıelt Es 1STt aber ehbenso wahrheitswidrig, unterstellen, da{fß dies 1n keiner Weiıse g
schehen se1l

7Zu den Grundannahmen des kulturpolitischen Konsenses 1970 dıe als unreflek-
tierte Basıs für alle bildungspolitischen Entscheidungsprozesse dienen mufsten, gehörten
1m wesentlichen folgende: Die Bundesrepublik zaählt den höchstindustrialisierten
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Staaten der westlichen Welt Diese Führungsstelle 111 S1E nıcht LLUT DE Sıcherung ihres
Lebensstandards erhalten, S1€e mu S1e auch mıi1t eınem progressiven Wırtschaftswachs-
LuUum CrMANECNT ausbauen, 111 S1e innen- und aufßenpolitisch überleben. Aus Hochindu-
strialisıerung mMi1t tortschreitendem Wachstum tolgen notwendige bıldungspolitische
Konsequenzen, die IT ÜLE 1ın einem hochqualifizierten, autf dieses Ziel ausgerıichteten Bıl-
dungswesen bestehen können.

Die zweıte Grundannahme WT die eıner egalıtären Mittelstandsgesellschaft 1n der
Bundesrepublik. In iıhr, wurde unterstellt, yleichen sıch die Schichten auch ohne t_
ıche Eingrifte W1e€e VO selbst eıner Mıtte MIt gyleichem Nıveau an Wenn sıch SA
vi]ıerende Unterschiede nach Einkommen und Bıldung, Besitz und Interesse auch nıcht
übersehen ließen, W Ar die Tenden7z der Angleichung doch unbestritten. Daraus fol-

INan die Notwendigkeıit 1nes Schulwesens, das einer organıschen Vieltalt mi1-
trauısch ablehnend gegenüberstand und jeden Gedanken eıner W1e auch immer DCALLE>
ten Elitenbildung vornherein als gesellschaftsbedrohend betrachtete. Dıieses Schul-

wurde VO den einen als AÄAntwort aut die Angleichung ZUur Mıtte verstanden,
VO den anderen als Mıttel, möglıchst alle gesellschaftlichen Unterschiede beseitigen,

1mM Rahmen des Grundgesetzes der egalıtären Utopıie der Französischen Revolution
und des Marxısmus niäherzukommen.

Zum Grundbestand des biıldungspolitischen Einverständnisses der Nachkriegsdiskus-
S10N gehörte auch die Forderung nach Gleichheit der Bıildungschancen. S1e hatte sich
nach zahlreichen Untersuchungen über Bildungsdefizite 1n der Bundesrepublik 1n die
eintache und einpraägsame Formel gekleidet: „Bildung 1STt Bürgerrecht.“ Dıie logische
Folgerung schıen se1n, dafß jedem iınd die yleiche Chance allen VO  =) ıhm DC-
wünschten schulischen Bildungswegen geöffnet werden MUSSe, wobej INa  e weiıterhin 1n
der festen Überzeugung oder doch wen1gstens sicheren Hoffnung lebte, daß die Vor-
AauSsSsSetzZUNgEN ZUT Ermöglichung solcher Chancen auch geschaffen werden könnten.

Dıie tolgenschwerste stillschweigende Konvention besteht aber 1m einmütıg behaup-
eten,; jedoch 1n vielftältigster Weıse interpretierten Pluraliısmus bundesdeut-
schen Gesellschaft. Pluralismus LST. 1ne Staats- und Gesellschaftstheorie, die 1n der KO-
ex1istenz und freien Entfaltung eıner prinzıpiell unbegrenzt yroßen Zahl VO  e) Gruppen
das tragende Element einer modernen Zeıitertordernissen entsprechenden demokra-
tischen Ordnung erblickt. Der Pluralismus sıch für hre Autonomıie, freie Ent-
faltung und aktıve Mitwirkung Proze{(ß der polıtischen Willensbildung 1m Staat
und der Ausgestaltung der wirtschaftlichen, soz1alen und kulturellen Beziehungen 1n
des Gesellschaft e1in.

Von seiıner Grundentscheidung her steht der Pluralismus in diametralem Gegensatz
jeder Oorm VO  e) Totalitarısmus. Er steht aber auch, W 4S für gewöÖhnlich nıcht hin-

reichend und durch VO entsprechenden Interessen geleiteten Krätten bewulfßt nıcht
reflektiert wırd, 1M Gegensatz egalıtärer Gleichmachere:. Im Unterschied ZU XIire-

INe  en Liberalismus bekennt sıch nıcht Zur schrankenlosen Enttfaltung des einzelnen
1n der Gesellschaft, sondern bejaht 1mM Rahmen der Grundordnung des Gesellschafts-
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SaNZCH die Exı1ıstenz organısch siıch bildender und wachsender Gruppen, VO  e} deren
innerer Dynamık und wechselseitigem Kräftespiel sıch das Wohlergehen des Ganzen
erhoflt Der Staat selber habe, dies 1St ıne notwendige Schlufßsfolgerung A4aUuUsSs dem grund-
legenden Prinzıp, sıch gegenüber den gesellschaftlichen Gruppen und iıhren Wertauft-
fassungen möglıchst neutral verhalten und lediglich die Funktion eines ausgleichen-
den Schiedsrichters ZALT Ermöglichung und Sıcherung der postulierten freien Entfaltung

übernehmen.
Gerade diese letzte, sıch richtige Folgerung des weltanschauungsneutralen Staats

Ar für das Bıldungswesen Wel 1n polarer Spannung zueinander stehende Verwirk-
lıchungsmöglichkeiten Entweder wırd das ZEeSAMTE Bildungswesen organısıert,
da{f( bereits VO  — der Urganısatıon her der Pluralität der Gruppen gerecht wırd, das
heift, das Schulwesen mu AaUus der and des Staats weitgehend 1n dıie Gruppeninıitia-
t1ve überführt werden: oder Aaus dem inneren Gefüge der 1LICUu organısıerenden
Schule mu alles, W ds spezifisches Gedankengut eıner bestimmten Gruppe ISt oder die-
SC zune1gt, eliminiert werden. Diese Forderung über die keineswegs Oonsens
herrscht findet weıtgehend Zustimmung be] den SOgENANNTEN „Progressiven“, wobej
diese iıhre eıgenen, quasi—konfessionelleq Ideologien ohne Bedenken 1n die Schule e1In-
bringen.

Schulische Konsequenzen AaUus gewandeltem Bildungsbewußtsein
Dıie schulpolitischen und administrativen Folgerungen, die AaUus dem gyewandelten

Gesellschaftsbewußtsein, das als Basıs tür das Bildungsbewufßßstsein dienen mulßste, DEr
[9)  n werden konnten und SCeZORCN wurden, können als eın Ganzes gesehen werden,
dessen Teilaspekte den verschiedenen Zeiten Je nach politischem Bedarf unterschied-
ıch stark artiıkuliert wurden. S1ie chronologisch oder der Qualität nach ordnen,
scheint nıcht möglıch se1InN. Das wichtigste Endergebnis LST die Gesamtschule, hinter
der sıch zahlreiche Entwicklungen und Anliegen verbergen. S1e geht über die (Semeıln-
schaftsschule auf die Einheitsschule des un VO allem des beginnenden Jahr-
hunderts zurück. Die Worte Nn VO  = sich 4aUuUSs nıcht viel. Dıie Realität mu SCNAUCF.
gezeichnet werden.

De Gesamtschule 1St 1ıne Schule, 1n der Schüler, Lehrer, Bildungsstoft, Organısatıon,
Gebäude und schulische Anlagen verschiedener Schularten eın (zesamt bılden. Dieses
(Gesamt 1St grundsätzlich auf alle Schularten auszudehnen, wurde aber tast ausschlie{ß$-
iıch als der Verbund allgemeinbildender Schulen konzıpilert und durchgeführt. In den
beiden Extremformen der Realıisierung Verteidiger VO Übergangsformen x1bt
nıcht mehr schliefßt die additive Gesamtschule möglıchst CNS bestehenden Schul-
SYSteEmM a während die integrierte Gesamtschule sıch als progress1iV, tast als 1ıne Art
Schulrevolution versteht.

Im addıtiven Typ hat sıch außer unterschiedlich iıntensiver Kooperatıon 1n ıufßeren
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Belangen und eiınem möglıchen Gedankenaustausch der Lehrerschaft untereinander
Bestehenden nıcht vıie] geandert. In der integrierten Gesamtschule dagegen 1St der Ver-
bund CNB, da{fß die Schularten vielleicht noch 1n den Abgangszeugnissen erkennbar
siınd. Diıe Schüler sınd Nnu noch 1ın Leistungskursen 30%  . Die Lehrer unterrichten
nach ihren Fähigkeıten, gyewÖhnlich nach ıhren Lehrbefähigungen. Da die Lehrer dieser
Schulkonzeption 1n ıhrer Arbeit als gleichwertig angesehen werden, wird tür s1€e auch
ıne gleichwertige, das heifßst weıtgehend gleiche Ausbildung verlangt, W as natürlıch
auch dıe oleiche Besoldung 1m Gefolge hat

Spätestens hier 1St der Verdacht nıcht Sanz unberechtigt, dafß sıch 1n die bıldungs-
polıtische und schulpädagogische Argumentatıon MmMassıve Interessen einschleichen kön-
He Er wırd verstärkt, WENN INa  zD} teststellt, da{ß ihren Vertechtern fast die SESAMLTE
Volksschullehrerschaft und hre Standesvertretungen zählen, ihren Gegnern aber
tast alle Lehrer der Gymnasıen und Realstuten und hre Verbände, e1in Zweıitronten-
krıeg MmMIt verbissenen Grabenkämpfen, der unmöglıch der Sachdiskussion Orlentiert
se1ın kann.

Von der Gesamtschule erhoflt INa  e die Realıisierung tolgender Ziele soz1alpolitisch
die Einebnung der Gräben zwıschen den Gesellschaftsschichten, standespolıtisch die
Aufhebung der Gegensätze zwiıschen den Lehrergruppen, die Eliminierung des Soz1ial-
ressentiments der Volksschullehrer und iıhrer mınderen Einschätzung 1n der Gesell-
schaft, pädagogische Startgleichheit, bessere Förderung und Auslese, objektivere Beur-
teilung, breiteres Sachangebot, methodischen und didaktischen Gewiıinn 1in der Begeg-
NUunNns der Lehrer. In der Praxıs findet INa  z ZuL WwW1€ n1ıe 1ne Schule, die VON sıch be-
hauptet, da{ß S1e 1N.e integrierte Gesamtschule reiınen Iyps sel, der der Erfolg des
Konzepts und die Erfüllung der gesteckten Hoftnungen unvoreingenommen beobachtet
werden könnte. Als Erklärungsgrund werden fast immer die unerfüllten, aber ınab-
dingbaren Voraussetzungen angegeben. Die strikten Jahrgangsklassen, einst als NVer-

zichtbare Grundlage der Schulreform angesehen und als stärkster Hebel 7ADR@ Beseıit1-
Zung der wenı1g gegliederten Schulen und der Konfessionalität des Schulwesens einge-

verlieren dem Prinzıp nach ZUgZUNSTIEN VO  aD} Kurs- und Kernunterricht hre ehe-
dem behauptete pädagogische Bedeutung. Immerhin zeıgt die Erfahrung bereits jetzt
deutlich, dafß der trüheren Sozialunterschiede Jetzt nıcht minder gravıerende der
Leistung und iıhrer Bewertung auttauchen.

Die Chancengleichheit un die erhoftte iındivıduelle Förderung des Kindes sollen
auch die Ausschöpfung der Begabungsreserven ermöglichen m1t dem Zıel, über das Abıi-
Lur AT Studium und akademischen Abschlüssen gelangen. Der ausgelöste
Sturm aut die Unıiversitäten hat 1n die Überfüllung und die Problematik des Numerus
clausus geführt, aber auch dıe Zahl der Kinder aus soz1al schwachen Schichten den
wıssenschaftlichen Hochschulen aufßerordentlich vermehrt. Dieser erstaunlıche Zuwachs,
das mu miıt Nachdruck SCSARYL werden, 1St 1m bestehenden tradıitionellen, nıcht in
einem reformierten Bıldungswesen VOT sıch Der Numerus clausus und die
1im Gefolge der Wıirtschaftskrise vermınderten Berufschancen auf allen Gebieten, die
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damıt verbundene schärfere Auslese nach Leistung 11I1d Zensur haben innerschuli-
schem Druck, Streß VO Schülern und Lehrern und e1iınem dem innersten Anliegen
jeglicher Bildungsreform diametral wıderstrebenden Konkurrenzdenken geführt. Die
Schule 1St ınhuman geworden, wiırd ZESART; gelte, S1e 1n iıhrer ganzen Breıte
humanısieren. Dieses Anlıegen sel wichtiger als jedes andere.

Das Anlıegen der Startgerechtigkeit und das der Ausschöpfung der Begabungsreser-
MC hat den Blıck auch ın 1ne bis dahın nıcht beachtete Rıchtung gewandt: die VDOYT-

schulische Erziehung. S1e oilt heute als das Fundament jeder Möglichkeit, Begabte Aaus

soz1al schwächeren Schichten Öördern un deren soz1ales Handıkap mindern. (52=
genüber der 1m Elternhaus und 1m bıldungsternen Miılhıeu WONNCHECH Erziehung und
Bildung sollen iın der vorschulischen Erziehung VOT allem deren Detekte kompensiert
werden. Daher nn INa  z das Gesamtbildungsanliegen dieses organısatorischen Be-
reichs häufig auch kompensatorische Erziehung, obwohl diese Bezeichnung nıcht n  u
zutnfit, da ın der vorschulischen Erziehung nıcht TIULE: Deftfektes kompensiert werden
oll und die kompensatorische Erziehung auch spater weıtergeht.

Inzwischen 1St ıne Fülle VO Erfahrungen vemacht worden, die die Frage nıcht
mehr als Sanz trevelhaft erscheinen lassen, ob sıch die Bundesrepublik mi1t ihren bil-
dungspolitischen Bemühungen nıcht doch 1n vielem auf einem Irrweg befinde. Dıie Re-
zi1erungen stecken 1n ihren Zielen 7zurück und mussen Erwartungen dämpften, WEeNnN nıcht
völlig enttäuschen. Dıie Kultusminister werden beiım unausweichlichen Versuch, m1t
eıner kürzeren Finanzdecke ıhren tAt auszugleichen, VO  29 allen Betroftenen mMiıt
Schimpf und Schande überhäuft. Dies alles äandert nıchts der Tatsache, dafß zurück-
gesteckt werden mußßs, se1 be1 bereits begonnenen Ma{fißsnahmen, se1 be] noch often-
stehenden Wünschen.

Zu den jeder Rücksicht brisanten bildungspolitischen Fragen gehört auch die
der Lehrerbildung. Die Volksschullehrer sahen sıch nach den etzten, auch VO  > der
Kultusministerkonferenz gutgeheißenen Vorschlägen ZUT. Reform der Lehrerbildung

vorläufigen Ende e1ines jahrhundertelangen, strapazenreıchen bildungspolitischen
Marsches angekommen. Sıe sind 1n die wissenschaftlichen Hochschulen, AA Tenl 1n
die Universıitäten eingezogen, haben weitgehend Promotions- und Habilitationsrecht,
OVO treılıch 1U zögernd Gebrauch gemacht wırd. S1ie haben 1in allen für das Sozual-
prestige bedeutsamen Punkten m1t ;hren permanenten Vorbildern und Konkurrenten,
den Gymnasiallehrern, finanzıell und Juristisch ungefähr gleichgezogen.

Dıie NECUEC Lehrerbildung, die eigentlich 1ın diesen Jahren Realıität werden sollte, sieht
eın umfangreiches erziehungswissenschaftliches und gesellschaftswissenschaftliches
Grundstudium V.OI,; das, 1ın sıch WAar vielfältig gegliedert und A4UuUS einer bunten Palette
VO Wıissenschatten ZUusammengeSseETZtL, VO der Sache selbst her eher unbefriedigend
leiben mufß, dem Umfang nach aber fast 1nem eıgenen Fach gleichkommt. In diesem
Grundstudium, das tür Lehrer jeglicher Schulart gleich und verbindlich ISt, wird für
diesen Teıl des Studiums die althergebrachte Difterenzierung nach Schularten definitiv
aufgehoben. Nun wird die Durchführung Lehrerbildungsgesetze, Ww1e eLwa 1n
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Bayern, durch die wirtschaftliche Krise abrupt blockiert. S1e würde näamlich eıinen —

heblichen Mehraufwand lehrendem wissenschaftliıchem Personal und ohl auch
Räumen voraussetizen

Das (sesamt der innenpolıtischen LAaYe: der finanzpolitischen und bildungspolitischen
im besonderen, Afßt die Befürchtung ıcht leicht verdrängen, da{fß die Lehrerbil-

dung be1 diıeser Gelegenheıit nıcht 1LUFr tür Jängere eıt aufgeschoben, sondern tür Jahr-
zehnte definıitiıv beiseılıte gelegt werden mMuUu Der Protest VO  > seiten der Funktionäre
1n den Lehrerschaftsverbänden zeıgt deutlich, da die Volksschullehrer sich eiınem
außerst empfindlichen Punkt getroften fühlen. Dıie Argumente Zn Verteidigung TAat-

sächlich oder vermeıntlich erreichter Positionen schieben sich ineinander und durch-
einander:;: die Interessen sind relatıv eindeutig. iıcht immer 1St CS das behauptete
Wohl des Kindes

Erreichtes und Unverzichtbares

Zu den bildungspolitischen Fundamenten gehört beim gegenwärtıgen Stand des
westlichen Gesellschaftsbewufßstseins ın erster Linıe die Tatsache des weltanschaulichen
Pluralismus. Er mMu vegenüber jeglicher Art VO  - Totalıtarısmus verteidigt werden, der
nıcht aufhört, ıhn, als seınen absoluten Machtansprüchen zutieftst zuwider, mMi1t allen
Mitteln der Propaganda und der brutalen Macht bekämpfen. Dıie Begründung des
Pluralismus wiırd übereinstimmend 1n der Unzulänglichkeit des menschlichen (e1lstes
und der menschlichen Handlungen gesehen. „Dıieser Pluralismus 1St der Index der
Kreatürlichkeit: Nur in (50f1 1St alles e1Ns; 1MmM Endlichen 1STt der Antagonısmus der
Wirklichkeiten unaufhebbar“ (Karl Rahner). hne sıch auf dıe Begründungen des
Pluralismus einzulassen, hat sıch das Konzil auf den Boden der Wirklichkeit gestellt
und A US ıhr Konsequenzen für die politische Gemeinschaft und die Kirche (Pastoral-
konstitution über die Kirche 1n der Welt VO  e} heute, Nr 6® vgl Nr 53) und für die

Erziehung selbst geZOSCH (Erklärung über dıe christliche Erziehung Nr L
Die gyeistesgeschichtlichen Prozesse der etzten Jahrzehnte, VOT allem die Diskussi0-

1111 das Konzıil und aut dem Konzil, zeıgen deutlich, da{fß der Kirche nıcht leicht-

gefallen dSt, ıne Position beziehen, die S1E 1n früheren Stadien der theologischen
Entwicklung als eınen existenzbedrohenden Stofß hre Fundamente hätte etrach-
ten mussen. Fuür dıe yemeinsame Synode der Bıstümer 1n der Bundesrepublik Deutsch-
and 1ST der Pluralismus nıcht 11UTLE ıne bereıts vollzogene Tatsache, mM1t der INa  . leben

muljß, sondern eın Erlebnis- und Erkenntnishorizont, den selbst der Religionsunterricht
nıcht ungestraft außer acht lassen darf, 111 verhindern, „da{fß die Schüler den 1222

benssituationen, Strukturen und Tendenzen, den Identifikatiıonsmustern und Welt-

deutungen (anderer und den eigenen) fraglos und sprachlos gyegenüberstehen. Religions-
unterricht oll Scheinsicherheiten aufbrechen, vermeintlichen Glauben ebenso w1e gC-
dankenlosen Unglauben“ (Der Religionsunterricht 1n der Schule, Eın derartıg
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perspektivisch geweıiteter Religionsunterricht hat eın wesentliches Zre]l erreıicht, WEenNln

die Schüler “Tahie sind, 1n der Dıiasporasıtuation des Glaubens sıch begründet und VC1I-

antwortlich mı1t dem lebensanschaulichen Pluralismus auseinanderzusetzen und siıch der
Wahrheitsfrage stellen“ 2°6.5)

Das Urteıil über das, W as Pluralismus verstehen 1St und 1eweıt se1ıne (sren-
zen zıehen sind, kann naturgemäfß auch dies gehört Zr Wesen des Pluralısmus
un den pluralen Gruppen nıcht MI1t Übereinstimmung gefunden werden. Soviel 1STt
sicher: Pluralısmus darf weder eıner „wohligen Indi#erenz“ verkümmern (ebd.,
25° 1e) noch die renzen der Intoleranz streıfen, un Kaschierung der nıe aufgegebe-
MEeI,; 1m Augenblick aber nıcht erreichbaren Machtpositionen. Gerade die Kirche wird
sıch diesem Punkt ımmer wieder auf hre Glaubwürdigkeıit hin befragen lassen
mussen. Im fundamentalen Anliegen des Pluralismus hat sıch die Kirche die gesellschaft-
ıche Entwicklung und das gewandelte Selbstbewufstsein der Menschen 1n der W EeST-

lichen Welt eigen gemacht. Vom Pluralısmus als enk- und Verhandlungsbasıs AUuUS

kann S1e sıch auch den drängenden Fragen der vgegenwärtıgen Bildungspolitik stellen.
1eweıt sıch der Pluralismus 1mM öffentlichen Leben und auch 1mM Bildungswesen

auswirken darf, 1St eine theoretisch nıcht beantwortende KAage: s1e MUu 1m politi-
schen Kräftespiel ausgehandelt werden. Solange sıch die Mehrkheiten, die das acht-
vefüge bestimmen, VONn der Versuchung freihalten können, durch Mayoris:erung hre
acht miıßbrauchen und dessen oaher gene1gt sind, den Minderheıiten Konzes-
s1ıonen machen, die deren legıtime Ansprüche eın gyeringes überschreiten mOgen,
1st die politische Landschaft ZzuL bestellt Auch im Bıldungswesen lassen sich nıcht alle
Wünsche verwirklichen, drängend S1€e den Gruppen, die s1e vertreten; auch erscheinen
mOgen.

Als unzulänglich 1n der Organısatıon UuNSeTCS Bildungswesens mu die eindeutige
Bevorzugung des öffentlichen Bildungswesens angesehen werden, wodurch nıcht 11UL der

prıvaten Inıtıatıve und der individuellen schöpferischen Kraft,; sondern auch der welt-
anschaulichen Substanz des Pädagogischen CC renzen geEZOSCH werden. Das
öftentliche Bildungswesen völlig in das treie Kräftespiel der pädagogischen UÜberzeu-
SUNSCH stellen 1St i1ne Ütopie, über die nachzudenken sıch hıer nıcht lohnt Wenn
aber das Bildungswesen schon einmal MIt Grund öftentlich 1St: mu 1n ıhm die
Pluralität der Überzeugungen, die realisıeren soll, Ar Geltung kommen.

Dazu zenugt nıcht ıne entscheidungsscheue und überzeugungsschwache negatıve
Toleranz, dıe 1U das 1n der Schule ZUuU Ausdruck kommen lassen und vermitteln will,;
W ASs als gemeınsamer Überzeugungsrest A US der e1nst christlichen, Jetzt säkularısıerten
Welt werden konnte. Lehrer und Schüler mussen hre Überzeugung voll VT -

treten dürfen; hre Werte sollten ohne Verletzung anderer DOSLtLV gewürdigt werden.
Den rechtlichen Rahmen setzen Verfassungen und (Gesetze, das Ma{ß bestimmt der

pädagogische Takt Seıin Kern 1St die Toleranz, das Jegıtıme ınd dies Pluralismus. S1e
1St die Duldsamkeıt gegenüber 1bweichenden Überzeugungen und entspringt als soz1iale

Tugend der Achtung VOTL dem Gewiı1ssen anderer. Bekenntnisfreiheit, Gewissenstreiheıit,
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Glaubensfreıiheıt, Kultfreiheıit, Religionsfreiheit, Meinungsfreiheitt, S1€e alle sınd als
terschiedlich betonte Aspekte der gleichen Toleranz 1n die Grundrechte des gegenwWar-
tigen Gesellschaftsbewuftstseins eingegangen und wenıgstens 1mM Prinzıp indiskutabel
geworden. Toleranz esteht aber nıcht LUr 1m Respekt VOTr der Freiheit des Gewissens
anderer, sondern 1n der Annahme des anderen als Mensch und Person.

Unverzichtbar 1st tür das vegenwärtige Bewulfßtsein auch die freıe Entfaltung der
Persönlichkeit, ebenso w1e der Pluralismus und die Toleranz durch Gesetz und Brauch
MI1t den berechtigten Ansprüchen anderer ın Übereinstimmung gebracht. Ihre Grund-
Jlage ISt, WwW1e der Laut der abendländischen Geschichte 19808 einmal ergeben hat, ein
Höchstmaß schulischer und beruflicher Bildung. Auch diese Forderung wırd 1m
Ernst nıemand 1n rage stellen wollen, Mag INa  = sıch über die Formen ihrer Realisierung
auch une1lns se1n. Soz1ial und individuell bedingte Ungleichheiten mussen aut ein Mın1-
IU reduziert werden.

Dem Christentum 1STt 1n diesem Zusammenhang eın Gedanke nıcht fremd, der 1n der

pädagogischen Theorıie VOT allem 1n der Diskussion die Chancengleichheiten 1UL

unNnscCLIHI diskutiert wırd, Mag die pädagogische Praxıs auch ununterbrochen mi1t ıhm
konfrontiert Se1N:! Unterschiede des Geschlechts, der Begabung, des geschichtlichen Au-

genblıicks, des Kulturkreises, der Sprachfähigkeiten und des mıilieubestimmten Horı1-
sind Ausgangsbedingungen für jede Art der treien Entftaltung menschlicher DPer-

sönlichkeiten. Mag INa  ' S1€e Schicksal oder Auftrag (sottes NENNECI, 1n keinem Fall wiırd
INa  3 Ss1e hinwegdiskutieren können. In keinem Fall wırd INa  e siıch reiliıch tatenlos mMI1t
ihnen abfinden dürten. Unser aller Verpflichtung esteht darın, die Bildbarkeit des
einzelnen 1n Bıldung umzusetzen, die das Fundament des Erfolgs, der Anerkennung
und des menschlichen Glücks darstellt. Dafß dabei den FEltern und den Kindern, die
durch eın schweres Schicksal hart getroffen sind, NSsSeIr«ec esondere Aufmerksamkeıt
oilt, die auch durch finanzielle Schwierigkeiten der öffentlichen and nıcht überspielt
werden ollte, 1St ıne Forderung, die der christlichen Nächstenliebe zutiefst verwandt
IST: Da das Sonderschulwesen, das siıch dieser Kinder MI1t immer qualifizierteren
Methoden annımmt, ausgebaut werden konnte, kann sicherlich nıcht als eın Irrweg
unserer Bildungspolitik hetrachtet werden.

Das Grundrecht aut freije Entfaltung der Persönlichkeit auf der Basıs einer qualifi-
zierten Schul- und Berufsbildung zieht die Ermöglichung wissenschaftlicher Studien für

jeden, der die Voraussetzungen m1t siıch bringt, notwendigerweıse nach sich Es kon-

vergıert mMI1t der Forderung nach Ausschöpfung aller Begabungsreserven. Wenn Katho-
liken bislang den bildungsbenachteiligten Gruppen gezählt werden mulßsten, kön-
HC  $ s1e AUS der Verantwortung für das Individuum, die Kirche und den Staat nıcht
darauf verzichten, möglichst viele ıhrer Kinder, ob Jungen oder Mädchen, auch durch
diese letzte und Schste Stutfe unser«<ecs organısıerten Bildungswesens hindurchzubringen.
Dies MU. mi1t Nachdruck gegenüber denen betont werden, die AaUusSs der gegenwärtıgen
Fınanzmisere, aus der wachsenden Arbeitslosigkeit VO Akademikern, dem Konkur-
renzdenken, dem schulischen Stre{ß und der ımmer lauter werdenden Forderung nach
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Humanıisıierung HSGT Bildungswesens den vermeintlich christlichen Schluß ylauben
zıehen mussen, se1 wichtiger, eın Christ als eın qualifizierter Akademiker
Se1N. Derartıg kurzschlüssige Alternativen wurden VOr anderthalb Jahrzehnten bereits
hörbar, als das katholische Bildungsdefizit unvoreingenommen untersuchen be-
Zann. Das inzwiıschen offenkundige UÜberangebot Akademikern mu nıcht Lasten
der Katholiken reduziert werden; mussen vielmehr ylaubwürdigere und effizientere
Wege beschritten werden. Der Numerus clausus mM1t seiınem 7zweitelhatten arıthmeti-
schen Miıttel 7weifelhafter Zensuren 1St dazu das ungeeignetste Instrument.

Allerdings collten sıch die Studierenden auch m1t dem Gedanken machen,
da{fß eın akademischer Abschlufß nıcht 1n jedem Fall auch eine akademische Posıition mi1t
hohem Einkommen und gesicherter Altersversorgung nach sıch zıehen MUu Wenn WIr
uns ZALT: freien Marktwirtschaft bekennen, darf S1e nıcht da enden, die persOon-
lıche Berufsbewährung beginnt. Da spezifısche Begabung und persönliches Interesse
ftür die Entscheidung einem akademıiıschen Beruft 1mM allgemeinen nıcht VO solcher
Bedeutung sind, w 1e€e INan schnell anzunehmen bereıt IS sollte ıne qualifizierte Bera-

Lung den Blick ftür ine möglıchst zroße Zahl VOon Studienvarıanten öftnen.
An dieser Stelle sollen ein1ıge orientierende Bemerkungen über die Leistungsgesell-

schafl und den damıt verbundenen Leistungsdruck 1im Bıldungswesen gEeSsSagL werden.
Selbst WEeNnNn I1a  > darauf verzichtet, 1m „ivilisatorisch-technischen Lebensstandard
Weltspitzenposıitionen halten, wırd 1L1L1AaIl nıcht aut Leistung verzichten können, 111
INa  . nıcht 1ın iıne inhumane Primitivisierung zurücktallen. Es 1St auch schlechterdings
nıcht auszumachen, autf welchem Lebensgebiet der Verzicht zunächst beginnen habe,
da alle 1n eınem Funktionsverbund stehen, 1n dem jedes Glied das andere mıtträgt. Es
dürtte auch kaum ernstlich daran gedacht se1n, das Leistungsn1iveau der Wissenschaft

senken, W 4S sıch sehr schnell ru1nÖs auf das (3anze uswirken würde. Wissenschaft-
lıche Leıistung kann aber immer 11U Spitzenleistung se1n. Auch die Schule nıcht
direkt und bruchlos 1n wissenschaftliches Arbeıten einmündet, 1st s1e die beste und uner-
5Rliche Voraussetzung für qualifizierte Arbeıt 1im spateren Berut

Eıne Leistung erbringen, die damıt verbundene Bestätigung VOT siıch celbst und
die Anerkennung durch andere gefunden haben, 1STt unabhängıg VO  } dem materiel-
len Vorteil eın Stück unverzichtbaren Glücks der menschlichen Person überhaupt. Die-
SCS siıch 1n Leistung niıederschlagende KOnnen mu VO  a frühester Kindheit AR8l be1 Be-

achtung humaner pädagogischer odi eingeübt werden. Die Schwierigkeıiten der Le1i-

stungsbewertung und ıhr Niederschlag 1n Zeugnissen, die ftür den weılteren Bildungs-
und Lebensgang 1n den meıisten Fällen entscheidend sind, können nıcht der schulischen
Leistung als solcher angelastet werden. Auch hier sind Päidagogen und Psychologen VOT

ein fast unlösbares Problem gestellt, das durch Retormen bestentalls gemildert, nıcht
aber 2AUS der Welt disputiert werden kann. Natürlich entspringt die Kritik Al der Le1i-

nıcht 1L1UT dem Ressentiment der Unfähigen; aber sollte doch die Frage erlaubt
se1n, w1ieweılt Versagen AaUus hoch geschraubten Frwartungen resultiert, die subjek-
t1ver Fehleinschätzung oder talsch verstandenem Sozialprestige entspringen.
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Wenn nıcht alles täuscht, werden 1n den nächsten Jahrzehnten VO den führenden
Natıonen der Welt und deren Führungseliten ENOTINC zeistige Leistungen verlangt WC1I -

den, sollen die beunruhigenden, Ja bestürzenden Probleme, VOTL denen WIr stehen, 1N1-

germaßsen befriedigend und human gelöst werden. Diese gyeistigen Leistungen, die sıch
AB 1ın eınem 7zweıten Schritt 1n Technik nıederschlagen werden, können 1Ur durch qQuUa-
liıhızierte Schulbildung und wissenschaftliches Studium vorbereıtet werden. Dabe!
scheint bildungspolitisch sinnvoller se1n, das Augenmerk auf diejen1gen rich-
tenN, die nach aller Wahrscheinlichkeit die gzrößeren Qualitäten für die Lösung dieser
Probleme mitbringen, als den Blick auf die Förderung auch des etzten Miınderbegab-
ten fixieren. Dıiese harte Aussage widerspricht nıcht dem m1t aller Entschiedenheıit
bejahten Prinzıp der Begabtenförderung und der Ausschöpfung aller Begabungsreser-
VEl s1e Sagl lediglich, daflß ıne Präferenz der Überlegungen obwalten mu

Aus allem bısher Gesagten scheint tür die Zukunft 1ne Forderung wichtiger als alle
anderen Se1IN:! die Wiıedergewinnung des Erzieherischen. Eıne solche Forderung als
Globalziel 1St zunächst 11UL iıne phrasenhafte Formulierung bar jeden Inhalts. Gleich-
ohl weiß jedermann, geht und w1e dringlich das Problem 1St Es 1St eın Teıl
der Wertirage 1n eıner pluralistischen Gesellschaft überhaupt. Die Gemeinsamkeiten
auf jenes Mınımum reduzıeren, das durch das Strafgesetzbuch als außerer Rahmen

vesichert ISt, kann nıcht als Fundament einer Erziehung dienen. I)as oilt auch für die
Schule. S1e annn nıcht daraut warten, da Wissenschatten ıhr das Startsignal Z Han-
deln geben, mogen 1U die Theologıe, die Philosophie oder die Sozialwissenschaften
se1n. Der Wert der Wissenschaft 1STt damıt keineswegs gemindert. S1e 1St 1m Bereich der

Erziehung allenfalls 1n jene Schranken zewlesen, die den Theoretiker VOTL Hybrıs be-
wahren sollen un den Praktiker angesichts des Überangebots VO  . sıch als definitiv
gebärdenden Lehrmeinungen nıcht 1n Ratlosigkeit entlassen.

Es esteht eın Zweıtel, da{fß die Politiker die Verantwortung haben, Werthaltungen
1mM Bildungssystem fördern und Schulen t{avorısıeren, die dieser unverzichtbaren
Forderung Genüge LUn können. Schulen, die dies eisten vermOgen, sind 1n jedem
Fall Modellschulen, da die öffentliche Schule dazu nıcht 1n der Lage 1St Da derartıge
Schulen Weltanschauungsschulen se1n mussen, W as keineswegs ausschliefßlich relıg1öse
Schulen bedeutet, bedart ohl kaum einer welteren ErOrterung. Ebenso scheint 1ne
Selbstverständlichkeit se1n, da{flß die Abstimmung 7zwıschen Schule und Elternhaus

gefördert werden mu
Was bedeutet dies alles 1MmM Hinblick autf Organısatıon, Inhalt und Methode der

Schule? Es scheıint ungesund und psychologisch nıcht rechtfertigen se1n, die al
zeitschule allen Umständen nach und nach oben auszudehnen. Unbeschadet
der Forderung, da{fß Kinder früh 1n eıne ihnen AaNZECEMESSCIHLC Bildungswelt eingeführt
werden sollten, mu VOTL eıner Überstürzung 1m Ausbau dieses Bereichs wenı1gstens 1im

vegenwärtigen Augenblick mı1t Entschiedenheit gewarnt werden. Notwendiger als aut
allen anderen Schulstuten 1St gerade hier die moralische und weltanschauliche Stimm1g-
keit 7zwischen Elternhaus un Vorschule. Da die notwendigen organisatorischen Ma{Ss-
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nahmen rechtlich noch nıcht verfestigt sind, bleibt genügend Zeıt, über die Vermeidung
ırreparabler Fehler nachzudenken. Auch die Ausdehnung der Pflichtschulen nach oben,
VO allem dann, S1/e keine oder NUur wen1g Berührung mi1t der Wirklichkeit der
Berutswelt MIt sıch bringt, mu Jugendlichen, denen ı1ne lebenswirkliche Verantwor-
Cung verweıgert wiırd, trustrieren.

Kritisch bedenken sollte IL11LaA  = auch die Überorganisation des Bildungswesens 1n rofß-
. Die Gesamtschule 1St zunächst ı1ne wertneutrale Organısationstorm, Mag S1E
auch eindeutigen Zielen gebraucht oder mifßbraucht werden. Von einer bestimmten
Größe und der damıt verbundenen Unüberschaubarkeit 1St S$1e VOT dem ınd und
Jugendlichen aber nıcht mehr verantworten Sıe Auft Gefahr, dann eher der Bat-
wurzelung 1n uUuNserer ungeborgenen Welt dienen. Überdies scheint ıne gedeihliche
usammenarbeit 7zwıischen Lehrerschaft und Elternschaft ın Mammutsystemen VO  z

vornhereın unmöglıch se1n, sıch allentalls auf eın Gespräch 7zwischen Funktionären
eschränken.
Mißdeutet wırd VO den Neuerern 1mM Schulwesen auch die an sıch berechtigte For-

derung nach Emanzıpatıion VO unberechtigten gesellschaftlıchen Zwängen. Die mMAan-

zıpatıon des einzelnen begrenzt sich durch die Emanzıpatıon des anderen, und beide
sind definiert durch das Gemeinwohl. Befreiung vVvon unberechtigten Bindungen, die die
Voraussetzung jeder Persönlichkeitsentfaltung SE kann letztlich 1LLUT 1n der Unterstel-
lung IEGT. frei willig bejahte Bindungen bestehen, WwOMmIt sich die pädagogische Frage
als die uralte rage nach Freiheit und Bindung Das hıer liegende erziehe-
rische Problem verengt sıch schnell einem Konflikt der Generatıionen, der 1n der (3e:

oCHWart und ohl auch tür alle Zukunft deswegen besonderer Schärte zewıinnt, weil
der sich Ar ende Zuwachs Wıssen die Bildungsinhalte der Schule schnell als
überholt und veränderungsbedürtftig erscheinen lassen mu UDıe heranwachsende (zene-
ratıon wırd 1n veräiändertem und umfangreicherem Wıssen orofß und 1St auf der Ebene
des posıtıven Wıssens bald den Eltern, nıcht selten auch den Lehrern überlegen.

Andern Alßt sıch diese erzieherische Gegebenheıt nıcht, ohl] 1aber könnte S1e pädago-
gisch bewältigt werden,' wenn die Schule vermehrt ıhr Augenmerk darauf richtete und
die Lehrer dahın xeschult würden, die Bedeutung VOIN Lebenserfahrung unterstreli-
chen, und diese nıcht NnUu 1im Experiment, sondern Ral der Ernstsituation der Schule
möglichen. IDE Lebenserfahrung MIt Wertbewulfstsein unlöslich verwoben 1St, kehrt die
Überlegung zwangsläufig DA kardınalen pädagogischen Normenproblem und Z
Verständnis der Funktionen des Staats Zzurück.

Dıie rage, ob SEr Bıldungswesen heute 1n ıne Krise geraten ISEs mu beant-
Ortet werden: Im Finanziellen und 1m organisatorischen Ausbau ohne Zweıfel;: 1m

Prinzipiellen und Fundamentalen nıcht mehr als früher, aber auch nıcht weniger. Im

Organisatorischen und Methodischen, Ja selbst 1m Didaktischen sind weitgehende K om-

promisse möglıch; 1m Prinzipiellen hat der Kompromifßs 1U einen schmalen Spielraum.
Hıer sind demokratische Auseinandersetzungen, nıcht selten aber auch zäher und be-
harrlicher Kampf vonnoten.
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